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Anlässlich des 20. Jahrestages der deutschen
Wiedervereinigung und vor dem Hinter-
grund der aktuellen transatlantischen Debat-
te über die langfristigen Ursachen von 1989
brachte die 51. Internationale Tagung für Mi-
litärgeschichte (ITMG) höchst erfolgreich fa-
cettenreiche Aspekte der deutsch-deutschen
und ost-westlichen Sicherheits- und Militär-
politik in die Debatte um die langfristi-
gen Ursachen des Ende der Blockkonfron-
tation und die Schaffung der Rahmenbe-
dingungen für die Wiedervereinigung ein.
Der friedliche Charakter der Umwälzungen
der Jahre 1989 und 1990 mache nachdenk-
lich dankbar, so Oberst HANS-HUBERTUS
MACK (Potsdam), Amtschef des gastgeben-
den Militärgeschichtlichen Forschungsamts
(MGFA), rückblickend. Die damaligen revo-
lutionären Veränderungen und der zeitge-
nössisch als „Deutsche Frage“ bezeichnete
schwierige Weg dorthin haben auch militäri-
sche Komponenten gehabt, begründete Mack
in seiner Begrüßung die Konzeption der Kon-
ferenz. Es habe sich daher angeboten, Dyna-
miken und Perspektiven der letzten zwan-
zig Jahre des Ost-West-Konflikts zu thema-
tisieren. OLIVER BANGE (Potsdam) zufol-
ge war es eine zentrale Frage der Tagungs-
konzeption, ob die Existenz zweier deutscher
Staaten, ihrer Bündnispflichten, ihrer Solda-
ten und Gesellschaften Katalysator oder Hin-
dernis auf dem gewundenen Weg zu 1989 ge-
wesen war. Sicherheitspolitik hieß in den Jahr-
zehnten des Ost-West Konflikts immer auch
Sicherheit zugleich vor und mit Deutschland.
Bange betonte den Anspruch der Tagung,
Mehrdimensionalität wider zu spiegeln, so-
wohl in Auswahl der Themen als auch der
Referenten. Co-Organisator BERND LEMKE
(Potsdam) hob zudem die weiterführenden
Möglichkeiten vergleichender Betrachtungen
und diachroner Perspektiven hervor.

GOTTFRIED NIEDHART (Mannheim)
mahnte in seinem Einführungsvortrag, der
deutschlandzentrierte Blick auf die Anfänge
des Kalten Krieges sei nicht angebracht, auch
wenn sich hier der Ost-West-Konflikt am au-
genfälligsten zeigte. Vielmehr sah er – global
formuliert – die Ursache des Kalten Kriegs in
der Verweigerung des Westens, nach 1945 die
Statuserhöhung der Sowjetunion als gleich-
rangigen Partner zu akzeptieren. Grundlage
der späteren Entspannungspolitik sei daher
die Anerkennung der jeweiligen Besitzstände
der anderen Seite gewesen. Kennedy habe
demzufolge den Bau der Berliner Mauer 1961
auch als Zeichen gewertet, dass Chrusch-
tschow die amerikanische Interessensphäre
akzeptiere und respektiere. Niedhart rief in
Erinnerung, dass Kennedy auf den Mauerbau
mit den Bemerkungen reagierte, jetzt sei
Westberlin sicher und eine Mauer sei allemal
besser als ein Krieg. Die grundsätzliche
Anerkennung der sowjetischen Interessen
führte dazu, dass auch Krisen wie der Prager
Frühling 1968 die Arbeitsbeziehungen zwi-
schen beiden Supermächten nicht erschüttern
konnten. Niedhart konstatierte, der Über-
gang vom Kalten Krieg zur antagonistischen
Kooperation sei von beiden Seiten gewollt
und letztlich unvermeidbar gewesen.

Der Weg in die Entspannungspolitik stand
im Zentrum der ersten Tagungssektion. CSA-
BA BÉKÉS (Budapest) plädierte für neue In-
terpretationen der Detente und unterstrich
ähnlich wie Niedhart die Rolle der Kom-
munikation zwischen beiden Seiten. Geheim-
diplomatie habe viel zur Lösung der gro-
ßen Krisen um Berlin und Kuba beigetragen.
Kompromisse hinter den Kulissen und Ge-
sichtswahrung nach Außen seien dabei der
Weg zur Entschärfung der Konflikte gewesen.
Die konkurrierenden Entspannungsstrategi-
en des Westens analysierte STEPHAN KIE-
NINGER (Mannheim). Trotz scharfer öffentli-
cher Angriffe auf das „evil empire“ habe die
Entspannungspolitik auch unter Ronald Rea-
gan weitergelebt. Reagan und sein Außen-
minister George Schulz seien sich der Wirk-
mächtigkeit der amerikanischen Überlegen-
heit bewusst gewesen und wollten auf die-
ser Basis die Entspannungspolitik als Wett-
bewerb mit dem östlichen Lager führen –
und gewinnen. Die Bedeutung des KSZE-
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Prozesses für die Ost-West-Dynamik hinter-
fragte OLIVER BANGE. Ungewöhnlich war,
dass eine Sicherheitskonferenz jegliche mi-
litärische Themen aussparte. Die KSZE ha-
be aber einen wesentlich umfassenderen als
nur einen militärischen Sicherheitsbegriff ver-
folgt. Bange beleuchtete das hinter den Hel-
sinkier Kulissen betriebene Dreiecksspiel zwi-
schen Bonn, Moskau und Washington. Ost-
Berlin blieb außen vor, sei aber durch seine
erfolgreiche Auslandspionage sehr wohl ge-
nau im Bilde gewesen. Bange fragte nach den
Gründen, die Erich Honecker bewogen, der
Schlussakte trotz der offenkundigen Nachtei-
le für die DDR zuzustimmen. Mit Blick auf
die innenpolitische Debatte in der Bundesre-
publik spitzte Bange zu, die CDU/CSU ha-
be in ihrer Ablehnung der KSZE in Euro-
pa neben Albaniens KP allein gestanden. In
seinem Kommentar fragte WINFRIED HEI-
NEMANN (Potsdam), ob die europäischen
Partner etwa ein Interesse an einer Fortdau-
er der europäischen und vor allem der deut-
schen Teilung hatten, weil diese ihnen auch
Sicherheit vor Deutschland verschafften. Die
KSZE diente auch dazu, beide deutschen
Staaten enger in ihre jeweiligen Bündnisse
zu integrieren, da die Entspannungspolitik
nur innerhalb der Bündnisstrukturen geführt
werden konnte. In der anschließenden Dis-
kussion betonte Békés, der Warschauer Pakt
habe eine streng defensive Doktrin und keine
militärischen Angriffsabsichten gehabt, auch
wenn dessen Operationspläne offensiv aus-
gerichtet waren. ULRICH LAPPENKÜPER
(Friedrichsruh) sprach die Rolle der franzö-
sischen Außenpolitik an und fragte, ob die
durch die Ostpolitik eröffnete Perspektive ei-
ner deutschen Wiedervereinigung im Westen
als Chance oder als Risiko wahrgenommen
wurde. Die weiteren Fragen und Diskussio-
nen drehten sich primär um die Rolle und
Ziele Egon Bahrs. Die Bedeutung der Perso-
nen und ihrer Biographien betonten Kienin-
ger und Bange mit Blick auf die junge Genera-
tion sowjetischer Politiker unter Michail Gor-
batschow. Es sei kein Zufall, dass zahlreiche
Politiker der Perestroika-Jahre über KSZE-
Erfahrungen verfügten.

„Die Wiedervereinigung Deutschlands – 20
Jahre danach: Welche Chancen haben wir ge-
nutzt, welche haben wir versäumt?“ fragte

HORST TELTSCHIK (Rottach-Egern) auf dem
traditionellen Abendvortrag der ITMG. Als
enger Vertrauter Helmut Kohls war Teltschik
maßgeblich an den deutsch-deutschen Ge-
sprächen 1989/1990 und den internationalen
Verhandlungen zur deutschen Einheit betei-
ligt. Im November 1989 sei die größte Sor-
ge der Bundesregierung gewesen, was pas-
siere, wenn doch noch Schüsse fielen – sei es
aus Nervosität oder aus Angst. Auf den Verei-
nigungsprozess zurückblickend, plädierte er
dafür, nicht nach Fehlern zu suchen. Das
Tempo der Einigung sei nur von einer Sei-
te bestimmt worden – den Menschen in der
DDR. Wiederholt thematisierte Teltschik das
deutsch-französische Verhältnis – 1989/90,
davor und danach. Die Skepsis François Mit-
terrands gegenüber der deutschen Wieder-
vereinigung habe in seiner Sorge begrün-
det gelegen, dass ein vereintes, größeres
Deutschland den europäischen Einigungspro-
zess aufkündigen könnte. Kohls enger Be-
rater verneinte die häufig geäußerte Vermu-
tung, die deutsche Zustimmung zur europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion sei
der Preis für das französische Ja zur Einheit
gewesen. Mit entsprechenden Planungen sei
bereits vor dem Herbst 1989 begonnen wor-
den, strittig sei zwischen Kohl und Mitterrand
lediglich der Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung
gewesen. Mit Blick auf heutige internationale
Probleme fasste Teltschik seine Erfahrungen
prägnant zusammen, wichtig sei nicht immer
die Realität, sondern meist die Perzeption.

Krisen als Brenn- und Wendepunkte des
Ost-West-Konflikts diskutierte die zweite Sek-
tion. WANDA JARZABEK (Warschau) unter-
suchte die polnische Krise 1980/81 und die
unterschiedlichen Ansätze innerhalb des öst-
lichen Bündnisses zu deren Beilegung. Den
radikalsten Ansatz – analog zu Prag 1968 –
habe Erich Honecker verfolgt. Nicolae Ceau-
sescu und Janos Kadar plädierten dagegen
für Mäßigung. Die Folgen der „Able Archer“-
Übung 1983 untersuchte MARK KRAMER
(Cambridge, USA). Sein Fazit: „Able Archer“
werde stark überbewertet. Die Welt habe 1983
bei weitem nicht am Rand eines nuklearen
Krieges gestanden. Gestützt auf sowjetische
Akten und von ihm befragte vormalige so-
wjetische Politiker und Militärs sah Kramer
keine Hinweise, dass das Politbüro und der
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Generalstab in Moskau über „Able Archer“
besorgt gewesen seien oder es gar Ängste
vor einem amerikanischen Überraschungsan-
griff gegeben habe. Blockübergreifend skiz-
zierte JOSEPH P. HARAHAN (Springfield,
USA) die internationalen Rüstungskontroll-
verhandlungen und -mechanismen als Instru-
ment vertrauensbildender Maßnahmen. Mi-
chael Gorbatschow und sein Außenminister
Eduard Schewardnadse erkannten die größ-
te Bedrohung der Sowjetunion nicht im Wes-
ten, sondern aus ihrem Inneren heraus. Kon-
sequenterweise sahen beide die Notwendig-
keit zur Reduzierung der Militärausgaben.
Auf amerikanischer Seite habe insbesondere
die CIA die Glaubwürdigkeit der neuen sow-
jetischen Führung und Gorbatschows persön-
lich angezweifelt, als „reine Rhetorik“ oder
gar als Täuschungsmanöver verkannt und in
den Abrüstungsinitiativen Moskaus gar eine
Gefahr für den Zusammenhalt der westlichen
Allianz gesehen. WILFRIED LOTH (Essen)
stellte seinen Kommentar unter das Leitmotiv
der Lernprozesse. So wie die polnische Kri-
se zu einem Lernprozess für die Sowjetunion
wurde, führte „Able Archer“ 1983 zu einem
Lehrprozess auf amerikanischer Seite. Loth
relativierte Kramers Einschätzung einer „non-
crisis“: „Es war nicht nichts“. Den Rüstungs-
kontrollvereinbarungen lag ein nicht zuletzt
den immensen Kosten der Rüstung geschul-
deter Lernprozess auf beiden Seiten zu Grun-
de: die „Einsicht in die Notwendigkeit einer
gemeinsamen Sicherheitspolitik“. Im Prinzip
der gemeinsamen Sicherheit und der koope-
rativen Sicherheitsstrukturen sah Loth bereits
1987 das Ende des Kalten Krieges. In der Dis-
kussion wurde von DIETER KRÜGER (Pots-
dam) hinterfragt, ob nicht hinter allen gro-
ßen Krisen im Ostblock ein gleiches Grund-
muster sichtbar werde. Durch die ökonomi-
sche Schwäche des real existierenden Sozi-
alismus ausgelöste Wirtschaftskrisen zwan-
gen die Parteiführungen zu Reformschritten
und damit zum Lockern der Zügel bis sie
schließlich von der Dynamik der Prozesse
überrollt wurden. Somit sei die grundsätz-
liche Reformunfähigkeit des real existieren-
den Sozialismus die gemeinsame Ursache der
diversen Krisen. Kramer differenzierte die
Sicht auf Gorbatschow als generellem Geg-
ner militärischer Interventionen mit Hinweis

auf den von ihm befohlenen oder zumin-
dest autorisierten Einsatz gegen die litaui-
sche Unabhängigkeitsbewegung 1990. Er wi-
dersprach zugleich der Einschätzung Loths,
die Breschnew-Doktrin habe nicht erst mit
Gorbatschow sondern bereits mit der Nicht-
intervention in Polen 1980/81 ihr Ende ge-
funden. Loth entgegnete, er sehe eine gradu-
elle Entwicklung hin zur neuen Politik Mos-
kaus, aber eine radikale Umkehr unter Gor-
batschow. GREGORY PEDLOW (Mons, Bel-
gien) und SIGURD HESS (Rheinbach) un-
terstützen Kramers Einschätzung, „Able Ar-
cher“ sei in Moskau nicht als Bedrohung
wahrgenommen worden.

Den Beziehungen zwischen beiden Bünd-
nissen und ihren deutschen Mitgliedstaaten
widmete sich eine weitere Sektion. TIM GEI-
GER (Berlin) zufolge blieb die Bundesrepu-
blik aufgrund ihrer geopolitischen Lage be-
sonders druckempfindlich. Hinzu kamen die
Schatten der jüngeren deutschen Vergangen-
heit. Geiger brachte seine Analyse auf die
Formel, die zwei Schwachstellen der Bundes-
republik seien „Berlin und Auschwitz“ ge-
wesen. Diese hätten Bonn auch im atlanti-
schen Bündnis eine Politik der Zurückhal-
tung anempfohlen. Seine tatsächliche Macht-
position habe Bonn nur selten öffentlich ge-
macht. JORDAN BAEV (Sofia) spiegelte Gei-
gers Ausführungen, indem er offizielle und
inoffizielle Mechanismen der bi- und mul-
tilateralen Koordinierung des sowjetisch ge-
führten Blocks analysierte. Er konstatierte,
die DDR habe aufgrund ihrer exponierten
Lage und ihres ungeklärten Status in den
ersten Jahrzehnten innerhalb des Warschau-
er Pakts zumeist eine härtere Position einge-
nommen als die anderen Paktstaaten. Dies ha-
be nicht selten zu Spannungen und Zielkon-
flikten mit moderater auftretenden Regierun-
gen, wie denen Ungarns und Rumäniens, ge-
führt. In den Gorbatschow-Jahren habe sich
dann die Positionen der DDR, der ČSSR und
Rumäniens angenähert. HEINER MÖLLERS
(Potsdam) richtete seinen Focus zur NATO-
Doppelbeschlussdebatte nicht auf SPD und
FDP, die ohnehin im Mittelpunkt des zeitge-
nössischen und des späteren historiographi-
schen Interesses standen, sondern auf den we-
nig bekannten Widerstand gegen die Nach-
rüstung innerhalb der CDU/CSU. DIETER
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KRÜGER nutzte seinen Kommentar zu diffe-
renzierenden und vergleichenden Gedanken
zur Rolle und zum Einfluss beider deutscher
Staaten in ihren Bündnissen. Die DDR habe
den Warschauer Pakt in den 1960er-Jahren be-
nutzt, um mit einer „umgekehrten Hallstein-
Doktrin“ die Anerkennung durch Bundesre-
publik zu erzwingen. Das östliche Bündnis
habe für die DDR und die osteuropäischen
Staaten in gewisser Weise die fehlende inne-
re Legitimation ersetzt: Innerhalb des Blocks
habe sich die DDR als scheinbar gleichbe-
rechtigt darstellen können. Unter vergleich-
baren Legitimationsdefiziten habe die Bun-
desrepublik nie gelitten. Krüger betonte, die
Sowjetunion habe keine Aggressionsabsich-
ten verfolgt und verwies auf die Notwen-
digkeit, zwischen politischen Absichten und
strategischen Dispositiven zu differenzieren.
Er widersprach zudem teilweise der Bewer-
tung des Warschauer Pakts als „verlänger-
tem Arm der Sowjetunion“. Militärisch mö-
ge dies gelten, politisch seien aber durchaus
nationale Interessen verfolgt worden. Sowohl
in der NATO als auch im sowjetisch geführ-
ten Block habe es vergleichbare Intra-Block-
Kontroversen gegeben.

MARIE-PIERRE REY (Paris) skizzierte den
Weg der Veränderungen im Denken Gorbat-
schows und führte dann in die Sektion zu
Interdependenzen von innerer und äußerer
Sicherheit ein. HOLGER NEHRINGs (Shef-
field, Großbritannien) vergleichender Blick
auf die Protestbewegungen in Ost und West
konzentrierte sich auf die Opposition ge-
gen die Nachrüstung in der Bundesrepublik
und die kirchliche Friedensbewegung in der
DDR. OLDRICH TUMA (Prag) stellte in sei-
nem Kommentar die großen politischen Un-
terschiede in Zielen und Motiven der Protest-
bewegungen in Ost und West – bei gleichzei-
tiger nahezu identischer Visualisierung und
ähnlichem Auftreten – heraus.

Den operativen Planungen beider Blöcke
sowie dem Verhältnis von Strategie und
wechselseitiger Perzeption galt ein mit be-
sonderer Spannung verfolgter Konferenz-
abschnitt. Sektionsleiter HANS-HUBERTUS
MACK erinnerte daran, dass Krieg zu Zei-
ten des Ost-West-Konflikts sehr wohl als
realistische Gefahr angesehen und mit ent-
sprechend hohem Aufwand beübt wurde.

Auf der Grundlage „scharfer“ Einsatzplä-
ne der NATO und der Bundeswehr stell-
te HELMUT HAMMERICH (Potsdam) erst-
malig das worst case-Szenario nach Auslö-
sung der höchsten NATO-Alarmstufe vor. Ei-
nem massiven Angriff des Warschauer Pak-
tes sollte demnach in Norddeutschland nach
kurzer Vorbereitungszeit mit vier Korps be-
gegnet werden. Angesichts fehlender kon-
ventioneller Streitkräfte hätte die NATO al-
lerdings auch in den 1980er-Jahren sehr
schnell vor der Entscheidung gestanden, tak-
tische Nuklearwaffen einzusetzen, um die
wichtigen Schlüsselgelände halten zu kön-
nen. Daran änderten weder die Modernisie-
rung der konventionellen Streitkräfte noch
das neue und in der Umsetzung befindliche
FOFA-Konzept (Follow-on-Forces-Attack) et-
was. Hammerich zeigte, dass eine moder-
ne Operationsgeschichte politik- und strate-
giegeschichtliche Ansätze sehr gut ergänzen
kann. SIEGFRIED LAUTSCH (Köln) spiegelte
Hammerichs Ausführungen aus östlicher Per-
spektive, indem er die NVA-Operationspläne
für den norddeutschen Raum aufzeigte. Da
die DDR-Streitkräfte alle operativen Unterla-
gen vor dem 3. Oktober 1990 vertragsgetreu
an die sowjetischen Stäbe übergaben, fehlen
der Forschung schriftliche Quellen. Lautsch
schloss diese Lücke ansatzweise mit aus ei-
genen Erinnerungen seiner früheren Funk-
tionen in Operativabteilungen höherer NVA-
Stäbe erarbeiteten Unterlagen. Seine Ausfüh-
rungen begann er mit Skizzen zum strate-
gischen Denken der sowjetischen Militärs.
Aufgrund der Erfahrungen des Juni 1941
sei es deren oberste Priorität gewesen, ei-
nen Überraschungsangriff zu verhindern und
den Gegner stattdessen auf dessen Territo-
rium zu schlagen. Die von ihm vorgestell-
ten offensiven operativen Pläne der 5. Armee
aus dem Jahr 1983 bedeuteten aber keines-
wegs, dass ein Angriff vorgesehen war, be-
tonte Lautsch. Es sollte lediglich einem durch
verlässliche Erkenntnisse bestätigten unmit-
telbar bevorstehenden gegnerischen Angriff
zuvorgekommen werden. Mit der 1985 erar-
beiteten neuen rein defensiv ausgerichteten
operativen Planung sei dann auch diese offen-
sive Option obsolet geworden. Mit seien Plä-
nen habe der sowjetische Generalstab bereits
1985 das neue defensive strategische Konzept
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des Warschauer Vertrages von 1987 vorweg-
genommen.

BERND LEMKE sah in der Allied Mo-
bile Force (AMF) nicht nur einen militäri-
schen Verband, sondern primär ein Kommu-
nikationsmittel. Mit ihr sollte dem Gegner
die Entschlossenheit der atlantischen Allianz
demonstriert werden. In seinem Kommentar
stellte JAN HOFFENAAR (Den Haag) drei
Essentials der Analyse operativer Planungen
heraus: Intentionen, Kapazitäten und Perzep-
tionen. Er hinterfragte, in wie weit in Mos-
kau, im sowjetischen Generalstab und in der
NVA tatsächlich an einen Angriff der NATO
geglaubt wurde, zumal die östliche Aufklä-
rungsarbeit sehr gut war. Die defensive Aus-
richtung der NATO könne den östlichen Mi-
litärs nicht verborgen geblieben sein. In der
kontrovers geführten anschließenden Debat-
te meldeten sich vormalige Militärs aus Ost
und West zu Wort. HANS-HENNING VON
SANDRART (Falkensee) unterstützte Lemkes
Wertung der Allied Mobile Force als Kommu-
nikationsmittel mit dem Gegner. Diesem soll-
te mittels der AMF die Gefahr eines unmittel-
baren und frühzeitigen Zusammenpralls mit
amerikanischen Truppen und die damit ver-
bundene mögliche nukleare Eskalationsstu-
fe vor Augen geführt werden. FRIEDRICH
FREIHERR VON SENDEN (Birkenwerder)
griff Hoffenaars nachdenkliche Frage nach
dem „Danach“ eines Atomwaffeneinsatzes
auf. Übungen seien immer mit dem Nuklear-
waffeneinsatz beendet, ein „Danach“ sei nicht
mehr dargestellt worden. GERHARD GROSS
(Potsdam) plädierte wie Hoffenaar für wei-
tere operationsgeschichtliche Forschungen.
Letztlich Ausdruck der Wahrnehmung geg-
nerischer Absichten, könnten Operationsplä-
ne bedeutende Erkenntnisse zur Perzeptions-
forschung beisteuern.

Ausgehend von Odd Arne Westads The-
sen über den „globalen Kalten Krieg“ galt
die abschließende Sektion dem Agieren bei-
der deutscher Staaten in der Dritten Welt.
Wiederum wurde die Politik Bonns und
Ost-Berlins gleichermaßen einer historisch-
kritischen Analyse unterzogen. ROMAN DE-
CKERT (Berlin) blickte auf die von bei-
den deutschen Staaten geleistete militärische
Unterstützung des Sudan. Die Bundesregie-
rung habe dem Regime in Karthum über

Jahrzehnte direkte und über Rüstungsfir-
men indirekte Militärhilfe zukommen lassen.
KLAUS STORKMANN (Potsdam) analysier-
te Motive, Ziele und Aktionsfelder der DDR-
Militärhilfen für die Dritte Welt. Für die DDR
seien die Militärkontakte in die Dritte Welt
grundsätzlich in die Strategie und Ideolo-
gie der Systemkonfrontation eingebettet ge-
wesen, dennoch blieb darin Raum für eigene
Interessen Ost-Berlins. JASON VERBER (Io-
wa City, USA) konzentriert seine Forschungs-
arbeit auf Namibia und das dortige Agieren
beider deutscher Staaten. Alle drei Beiträge
ließen laut WINFRIED HEINEMANNs Kom-
mentar erneut erkennen, was bereits mehr-
fach auf der Tagung heraus gearbeitet wurde:
die erhebliche Bedeutung der Geheimdienste.
Bedrohung sei nicht zuerst eine Realität, son-
dern eine Perzeption, so Heinemann.

Eine prominent besetzte Podiumsdiskussi-
on schloss die Tagung ab. Hochrangige Zeit-
zeugen aus der alten Bundesrepublik und
der DDR brachten im Dialog mit dem Pu-
blikum ihre Erinnerungen als damalige ver-
antwortliche Politiker und Militärs ein. LO-
THAR DE MAIZIÈRE (Berlin) würdigte auf
die Monate seiner Regierung zurückblickend
die Loyalität der NVA und namentlich von
Admiral Theodor Hoffmann als deren letzter
Chef. Unter dessen Führung seien die DDR-
Streitkräfte den schwierigen Weg der eigenen
Auflösung mitgegangen. THEODOR HOFF-
MANN (Berlin) hob den Anteil der „bewaff-
neten Organe“ der DDR daran hervor, dass im
Herbst 1989 und danach kein Schuss fiel und
die „Wende“ friedlich verlief. Die NVA ha-
be die politische Wende nicht herbeigeführt,
sie sei auch kein Vorreiter der deutschen Ein-
heit gewesen, sie habe aber diese Prozesse
loyal mitgetragen. Auf das Jahr 1990 und
die Auflösung der NVA zurückblickend, kon-
statierte KLAUS NAUMANN (Otterfing), es
sei nicht um Sieger und Besiegte gegangen,
sondern um faire Zusammenarbeit und Zu-
sammenwachsen von zwei deutschen Staa-
ten einer Nation. Diese Einschätzung aufgrei-
fend appellierten de Maizière und der frühe-
re Staatssekretär WERNER ABLASS (Berlin)
an die Bundesregierung, ehemaligen NVA-
Soldaten das Führen ihrer Dienstgrade außer
Dienst zu gestatten. Die Perspektive von Au-
ßen auf die Deutschen in West und Ost brach-
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te GEORGES-HENRI SOUTOU (Paris) ein.
Wie die meisten anderen europäischen Regie-
rungen sei auch die französische noch An-
fang 1990 überzeugt gewesen, dass die deut-
sche Wiedervereinigung nicht kommen wer-
de, schon allein weil die Sowjetunion dies
nicht zulassen werde. Nur zwei französische
Staatsmänner haben in den Jahrzehnten der
Teilung an die deutsche Einheit geglaubt: Ro-
bert Schumann, der Deutschland aufgrund
seiner Biographie gut kannte, und Charles de
Gaulle, der „die DDR nie erst genommen“ ha-
be. Soutou wertete bei allen Schwierigkeiten –
von außen betrachtet – die deutsche Vereini-
gung als Erfolg.

Die 51. ITMG leistete ihren Beitrag zur Be-
antwortung der bis heute umstrittenen Fra-
gen nach den langfristigen Ursachen für die
letztlich friedliche Auflösung des politisch-
militärischen Antagonismus. Sie zeigte, dass
Sicherheitspolitik unter den Aspekten Poli-
tik, Blöcke, Militär und Gesellschaft äußerst
vielschichtig erforscht werden kann. Dem-
entsprechend facettenreich war die Konfe-
renz. Deren einzelnen Panels wären durch-
aus jeweils eigene Konferenzen wert ge-
wesen. Die skizzierten Aspekte zukünf-
tig durch internationale Forschungsverbünde
und -kooperation zu vertiefen ist eine lohnen-
de Aufgabe für die zukünftige historiographi-
sche Debatte.

Konferenzübersicht:

Hans-Hubertus Mack: Begrüßung
Oliver Bange; Bernd Lemke: Einführung
Gottfried Niedhart: Einführungsvortrag
Deutsche Frage und Kalter Krieg 1945-1969

Sektion I: Der Weg in die Ost- und Entspan-
nungspolitik ab 1970

Gerhard Groß: Einführung
Csaba Békés: Östliche Strategien
Stephan Kieninger: Westliche Strategien
Oliver Bange: KSZE-Prozess und Ost-West-
Dynamik
Winfried Heinemann: Kommentar

Abendvortrag
Horst Teltschik: Die Wiedervereinigung
Deutschlands – 20 Jahre danach: Welche
Chancen haben wir genutzt, welche ver-
säumt?

Sektion II: Krisen und ihre Folgen 1970-1990

Burkhard Köster: Einführung
Wanda Jarząbek: Polen
Mark Kramer: Able Archer
Joseph P. Harahan: Die internationalen Rüs-
tungskontrollverhandlungen und die Wieder-
vereinigung Deutschlands
Wilfried Loth: Kommentar

Sektion III: Die Bündnisse und ihre deutschen
Mitglieder

Heiner Bröckermann: Einführung
Tim Geiger: NATO und Bundesrepublik
Jordan Baev: Warschauer Pakt und DDR
Heiner Möllers: Der NATO-Doppelbeschluss
in der parlamentarischen Auseinanderset-
zung und medialen Berichterstattung der
Bundesrepublik Deutschland
Dieter Krüger: Kommentar

Sektion IV: Die Interdependenz von innerer
und äußerer Sicherheit

Marie-Pierre Rey: Einführung
Holger Nehring: Protestbewegungen in Ost
und West
Rainer Eckert: Friedensbewegung in der DDR
Oldřich Tůma: Kommentar

Sektion V: Operative Planungen: Zum Ver-
hältnis von Strategie und wechselseitiger Per-
zeption

Hans-Hubertus Mack: Einführung
Helmut Hammerich: Die Operationsplanun-
gen der NATO zur Verteidigung der Nord-
deutschen Tiefebene in den 1980er-Jahren
Siegfried Lautsch: NVA-Operationsplanung
für Norddeutschland
Bernd Lemke: Abschreckung, Provokation
oder Bedeutungslosigkeit? Die Allied Mobi-
le Force in den Wintex und HILEX-Übungen
1970-1980
Jan Hoffenaar: Kommentar

Sektion VI: Bundesrepublik und DDR in glo-
baler Perspektive

Bernd Lemke: Einführung
Roman Deckert: Bundeswehr und NATO in
der Welt
Klaus Storkmann: »Antiimperialistische Soli-
darität« oder Interessenpolitik? Militärhilfen
der DDR für die Dritte Welt
Jason Verber, Die Politik der DDR und der
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Auf dem Weg zur Wiedervereinigung: Die beiden deutschen Staaten in ihren Bündnissen
1970-1990

Bundesrepublik in Südwestafrika und Nami-
bia
Winfried Heinemann: Kommentar

Abschlussdiskussion: Die deutsche Frage als
historischer Faktor auf dem Weg zur Wende
1989/90

Michael Epkenhans: Einführung
Ministerpräsident a.D. Lothar de Maizière
Minister a.D. Theodor Hoffmann
General a.D. Klaus Naumann
Georges-Henri Soutou

Tagungsbericht Auf dem Weg zur Wiederverei-
nigung: Die beiden deutschen Staaten in ihren
Bündnissen 1970-1990. 22.09.2010–24.09.2010,
Potsdam, in: H-Soz-Kult 17.11.2010.
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